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Gibt es fiskalische Anreize
für die Kommunen zum Ausbau
der Kinderbetreuung?

Mit dem Gesetz zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder will die Bundesregie-
rung dazu beitragen, die Betreuung bis zum Jahre 2010 qualitativ und quantitativ
an westeuropäische Standards heranzuführen. Allerdings ist das Angebot an Kin-
derbetreuungseinrichtungen vorrangig kommunale Aufgabe. Insofern hängt der
Erfolg der geplanten Maßnahmen davon ab, ob die Anreize für die Gemeinden
groß genug sind, um mehr Betreuungsmöglichkeiten zu schaffen. Für eine einzelne
Gemeinde „rechnet“ sich kurzfristig unter rein fiskalischen Gesichtspunkten die Kin-
derbetreuung nur, wenn man extreme Annahmen setzt. Vor diesem Hintergrund
ist die Initiative des Bundes konsequent, die finanzielle Lage der Kommunen zu
verbessern und ihnen so die Möglichkeit zu geben, mehr Mittel für die Kinder-
betreuung auszugeben.1

Aus volkswirtschaftlicher Sicht sprechen gute Gründe für einen Ausbau von
Kinderbetreuungsmöglichkeiten:

• Kindertagesstätten spielen eine wichtige Rolle für die Integration, Sozialisa-
tion und Ausbildung von Kindern; damit wird die Ausprägung von Human-
kapital beeinflusst.

• Die Lebensqualität der Einwohner und die Standortattraktivität für Unter-
nehmen werden gesteigert – Kindertagesstätten sind ein nicht zu unterschät-
zender „weicher“ Standortfaktor.

• Eltern können am Erwerbsleben teilnehmen oder vermeiden, aus der Erwerbs-
tätigkeit auszusteigen.

• Kindertagesstätten schaffen Beschäftigungs- und Einkommensmöglichkeiten,
deren Wirkung durch die Wiederverausgabung der Einkommen (Multiplika-
torwirkung) erhöht wird.

Der Nutzen schlägt sich in höheren Steuereinnahmen der Gebietskörperschaften
– insbesondere bei der Einkommen- und Gewerbesteuer – und in einem höheren
Beitragsaufkommen der Sozialversicherungsträger nieder. Zudem können Aus-
gaben eingespart werden, sei es unmittelbar bei der Jugend- und Sozialhilfe oder
den Unterkunftskosten (ab 2005), sei es eher indirekt und langfristig bei der

1 Dieser Beitrag beruht auf einem Gutachten, das vom DIW Berlin im Auftrag des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend erstellt wurde. Vgl. D. Vesper: Anreize für Kommunen, mehr Kinderbetreuungsmög-
lichkeiten bereitzustellen. In: DIW Berlin: Politikberatung kompakt 5. Berlin 2005.
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Migrantenintegration, im Sonderschulbereich oder
auch bei der Bekämpfung der Jugendkriminalität.
Alles in allem sind die Kosten-Nutzen-Relationen
bei der Kinderbetreuung – dies zeigen verschie-
dene Untersuchungen2 – positiv zu bewerten.

Dennoch stößt der Ausbau von Kindertageseinrich-
tungen in Deutschland auf Probleme, die ihren
Grund in der Aufgaben- und Finanzmittelverteilung
im föderalen System haben. Für die Finanzierung
von Kindertageseinrichtungen sind vornehmlich
die Kommunen zuständig. Der Aufgaben- und Aus-
gabenzuständigkeit folgt jedoch nicht die Finanz-
mittelverteilung. Die Kommunen finanzieren die
Einrichtungen, und die Gebühreneinnahmen stehen
den Trägern dieser Einrichtungen zu. Doch sind die
mit diesen Aktivitäten induzierten Steuermehrein-
nahmen vornehmlich sog. Gemeinschaftssteuern,
die sowohl an den Bund als auch an die Länder und
Gemeinden fließen; von den zusätzlichen Sozial-
beiträgen profitieren primär die Sozialversiche-
rungsträger. Aus dem Missverhältnis von Aufga-
ben- und Ausgabenzuständigkeit einerseits sowie
Finanzmittelverteilung andererseits resultiert eine
Anreizproblematik: Die Kommunen als Träger der
Kindertageseinrichtungen fühlen sich finanziell

Tabelle 1

Verfügbare Plätze in Tageseinrichtungen für Kinder nach Bundes-
ländern
Stand 31. 12. 2002

Plätze je 100

der unter der 3- bis der 6½- bis
3-Jährigen unter 6½-Jährigen unter 10-Jährigen

Deutschland insgesamt 8,5 89,8 14,3

Westdeutschland ohne Berlin 2,7 88,1 7,3
Ostdeutschland ohne Berlin 37,0 105,1 68,5
Baden-Württemberg 2,3 103,7 5,5
Bayern 2,1 87,5 8,2
Berlin1 35,8 80,6 38,4
Brandenburg 44,8 96,8 83,4
Bremen 10,0 82,0 21,0
Hamburg 13,1 64,8 28,6
Hessen 3,7 92,9 11,4
Mecklenburg-Vorpommern 37,6 95,4 73,4
Niedersachsen 2,3 83,0 5,1
Nordrhein-Westfalen 2,0 78,1 6,0
Rheinland-Pfalz 2,7 105,7 5,4
Saarland 4,8 101,2 7,4
Sachsen 29,1 105,0 91,0
Sachsen-Anhalt 56,6 100,8 71,4
Schleswig-Holstein 2,6 82,1 6,3
Thüringen1 22,4 126,3 5,1

1 Ohne Horte der Schulverwaltung.

Quellen: Statistisches Bundesamt: Fachserie 16, Reihe 6.3.1,
„Tageseinrichtungen für Kinder am 31. 12. 1998“, Stuttgart
2001; Statistisches Bundesamt: Tageseinrichtungen für Kinder
am 31. 12. 2002 (Arbeitsunterlagen), Wiesbaden 2003; zusam-
mengestellt und berechnet von der Dortmunder Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendhilfestatistik. DIW Berlin 2005

überfordert, das Betreuungsangebot in den Einrich-
tungen zu erweitern, da ihre Kosten weder durch
die Gebühren noch durch die Steuermehreinnah-
men gedeckt werden. Bei angespannter Finanzlage
der Kommunen wird diese Problematik besonders
deutlich sichtbar.

Versorgung mit Kindergartenplätzen und
ihre Finanzierung

Der Ausbau von Kindertageseinrichtungen ist
längst nicht überall gleich dringlich; zwischen
Ost- und Westdeutschland zeigen sich riesige Dis-
krepanzen (Tabelle 1). So werden für die unter
Dreijährigen in den westdeutschen Bundesländern
lediglich 2,7 Krippenplätze je 100 Kinder angebo-
ten, in Ostdeutschland dagegen 37 (Berlin 35,8).
Besonders hoch ist die Betreuungsrelation in Sach-
sen-Anhalt und in Brandenburg. Die Stadtstaaten
Hamburg und Bremen liegen mit 13,1 bzw. 10,0
Plätzen deutlich über dem westdeutschen Durch-
schnitt, was zugleich ein Indiz dafür ist, dass die
Versorgungsrelationen in den Großstädten günsti-
ger ausfallen als in weniger verdichteten Gebie-
ten.3 Bei den Kindergärten sind die Diskrepanzen
auf Länderebene viel geringer. Im westdeutschen
Durchschnitt werden 88,1 Plätze je 100 der Drei-
bis Sechsjährigen ausgewiesen; für den Durch-
schnitt Ostdeutschlands errechnen sich sogar
„Überkapazitäten“ (105,1). Beim Angebot an Hort-
plätzen zeigen sich wiederum gewaltige Unter-
schiede mit 7,3 Plätzen je 100 Kinder in West- und
68,5 Plätzen in Ostdeutschland.

Entsprechend unterschiedlich schlagen die Belas-
tungen in den kommunalen Haushalten zu Buche
(Tabelle 2, S. 44/45). Bezogen auf die Zahl der bis
zehnjährigen Kinder gaben die Gemeinden in Sach-
sen-Anhalt im Jahre 2001 – aktuellere Daten sind
nicht verfügbar – 2 983 Euro aus; nur wenig gerin-
ger war der Betrag in Brandenburg. Im Durch-
schnitt errechnet sich für die ostdeutschen Flächen-
länder ein Pro-Kopf-Betrag von 2 140 Euro je Kind,
für Westdeutschland dagegen nur ein Betrag von
1 163 Euro. Auch anteilsmäßig weisen die kommu-
nalen Haushalte in Ostdeutschland höhere Werte

2 C. K. Spieß: Kosten und Nutzen von Kinderbetreuung: Internationale
und nationale Betrachtungen aus ökonomischer Perspektive. In: R.
Schmidt und L. Mohn (Hrsg.): Familie bringt Gewinn. Gütersloh 2004;
C. K. Spieß et al.: Abschätzung der Brutto-Einnahmeneffekte öffentli-
cher Haushalte und der Sozialversicherungsträger bei einem Ausbau
von Kindertageseinrichtungen. Schriftenreihe des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Bd. 233. Baden-Baden 2002;
K. Kucera und T. Bauer: Volkswirtschaftlicher Nutzen von Kindertages-
stätten. Bern 2000.
3 Diese Vermutung wird gestützt durch die Untersuchungen des Deut-
schen Jugendinstituts, die insbesondere für Westdeutschland zu dem
Ergebnis kommen, dass der Versorgungsgrad davon abhängt, wie dicht
die Region besiedelt ist. Vgl. Deutsches Jugendinstitut: Zahlenspiegel
2002. Daten zu Tageseinrichtungen für Kinder. München 2002.
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auf, nämlich 9 % der Gesamtausgaben gegenüber
knapp 6 % in Westdeutschland. Die effektive Be-
lastung der kommunalen Haushalte kommt in den
sog. Nettoausgaben zum Ausdruck; hierzu muss
man von den Ausgaben die Erstattungen der Län-
der absetzen. Dabei überwiesen die ostdeutschen
Länder im Jahre 2001 an ihre Kommunen 635
Euro je Kind, also immerhin knapp 30 % der Aus-
gaben, während die westdeutschen Länder nur
249 Euro bzw. 21 % erstatteten, d. h. in der Netto-
betrachtung sind die Unterschiede zwischen den
west- und ostdeutschen Gemeinden geringer. Bei
der Gebührenfinanzierung, also den Elternbeiträ-
gen, zeigen sich mit Anteilen von knapp 18 % in
Ostdeutschland und reichlich 15 % in West-
deutschland relativ geringe Unterschiede.

Wirkungen eines Ausbaus der Kinder-
betreuung auf die kommunalen Steuer-
einnahmen …

Ein Ausbau von Kindertageseinrichtungen kann
verschiedene ökonomische und fiskalische Wir-
kungen hervorrufen. Sofern das Betreuungsangebot
für Kinder als „weicher“ Standortfaktor in das un-
ternehmerische Investitionskalkül eingeht, erhöht
sich die potentielle Wertschöpfungs- und Wirt-
schaftskraft einer Gemeinde, denn die Gemeinde
als Unternehmensstandort gewinnt an Bedeutung.
Darüber hinaus schafft die Betreuung von Kindern
in den Kindertageseinrichtungen selbst Arbeits-
plätze und begründet wohnsitzabhängige Einkom-
mensteuerzahlungen. Damit verbunden sind Ein-
kommenswirkungen, die sich im regionalen Wirt-
schaftskreislauf multiplikativ verstärken, da ein
Teil der Einkommen wieder verausgabt wird.

Auf mehreren Wegen wird das kommunale Steuer-
aufkommen beeinflusst. So steigen der Gewerbe-
ertrag und damit das Gewerbesteueraufkommen.
In dem Maße, wie neue Arbeitsverhältnisse einge-
gangen werden, erhöht sich zudem das örtliche
Aufkommen an Einkommensteuer, von dem aller-
dings nur 15 % der Gemeinde zustehen. Dabei ist
zu berücksichtigen, dass der kommunale Anteil
zwar gemäß den Einkommensteuerleistungen der
Einwohner, doch nur bis zu einem Höchstbetrag
verteilt wird. Bei Einkommen, die den Höchstbe-
trag übersteigen, verbleibt relativ weniger in der
Gemeinde. Bedeutsam ist außerdem, wo der Ein-
kommensteuerpflichtige seinen Wohnsitz hat, denn
für die regionale Verteilung gilt das Wohnsitzprin-
zip. Denkbar wären auch höhere Einnahmen aus
der Umsatzsteuer. Allerdings fließen die induzier-
ten Einnahmen in den großen Topf der Umsatz-
steuer, aus dem die Gemeinden in der Summe le-
diglich 2,1 % erhalten. Der Mechanismus, der für
die Verteilung auf die einzelnen Gemeinden zu-

grunde gelegt wird, sieht keine bevorzugte Be-
handlung jener Gemeinde vor, die überproportio-
nal zum Umsatzsteueraufkommen beiträgt, das
heißt, die induzierten Mehreinnahmen werden auf
alle Gemeinden verteilt, so dass die Mehreinnah-
men für die einzelne Gemeinde kaum messbar sind.

Schließlich wären Gebühreneinnahmen zu erwar-
ten, denn ein Teil der zusätzlichen Kommunalaus-
gaben für ein besseres Kinderbetreuungsangebot
wird von den Eltern finanziert.

… und im Rahmen des kommunalen Finanz-
ausgleichs

Noch bedeutsamer sind freilich die Wirkungen im
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs.
Grundsätzlich richtet sich die Höhe der Zuweisun-
gen an die Gemeinden nach der Entwicklung der
Steuereinnahmen des Landes.4 Anders als der Län-
derfinanzausgleich berücksichtigt der kommunale
Finanzausgleich unterschiedliche Finanzbedarfe,
ist also nicht ein bloßer Steuerkraftausgleich. In der
„Ausgangsmesszahl“ schlagen sich die Bedarfsin-
dikatoren nieder, die zur Bestimmung des Finanz-
bedarfs herangezogen werden. In fast allen Bun-
desländern wird der Finanzbedarf durch die sog.
Hauptansatzstaffel ausgedrückt, die auf einer künst-
lichen „Veredelung“ der Einwohnerzahl beruht: Je
größer die Gemeinde, desto höher ist der Betrag je
Einwohner, der als Bedarf anerkannt wird. Begrün-
det wird dieses Vorgehen mit den Belastungen, die
aus der Bereitstellung zentralörtlicher Leistungen
resultieren oder durch die Agglomeration bedingt
sind; großstadttypische Beispiele sind eine höhere
Polizeidichte, eine höhere Sozialhilfequote, ein
kostenintensiver ÖPNV, ein höherer Betreuungs-
aufwand für Kinder oder auch ein höheres kultu-
relles und schulisches Angebot.

Von Bedeutung ist nun, ob es einer Gemeinde ge-
lingt, durch ein verbessertes Betreuungsangebot
für Kinder zusätzliche Einwohner zu gewinnen.
Dies hängt auch von den siedlungsstrukturellen
Gegebenheiten ab. Umlandgemeinden sind weni-
ger an einer Attrahierung von Gewerbe interessiert;
ihre Bürger präferieren eher haushaltsbezogene
Infrastrukturgüter wie Betreuungseinrichtungen
für Kinder, so dass auch der politische Druck hoch
ist, solche Leistungen bereitzustellen. Größere
Kernstädte mit entsprechender Bedeutung als
Wirtschaftsstandort sind möglicherweise eher an
einer Strategie interessiert, das Gewerbesteuerauf-
kommen zu steigern; sie dürften also auf vermehrte

4 In Ostdeutschland spielen die Einnahmen aus dem Länderfinanz-
ausgleich und die Bundesergänzungszuweisungen bislang eine noch
gewichtigere Rolle.
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Wirtschaftsförderung – soweit sie in die kommu-
nale Kompetenz fällt – setzen. In welchem Maße
die Wohnsitzkomponente (also auch die Verbesse-
rung der Kinderbetreuung) gefördert wird, hängt
von der Attraktivität der Gemeinde als Wohnort und
damit von dem „Mischungsverhältnis“ der Wohn-
ort- und Standorteigenschaften ab. Die Frage ist
dann, ob eine Verbesserung der Kinderbetreuung
die Attraktivität als Wohnsitz so zu steigern vermag,
dass dadurch negative Eigenschaften kompensiert
oder gar überkompensiert werden können. Wenig
attraktive Wohnbedingungen und negative Stand-
orteigenschaften in Form von geringen Einkom-
menserzielungspotentialen können wohl kaum
durch ein noch so gutes Kinderbetreuungsangebot
ausgeglichen werden.

Anders verhält es sich mit Städten, die als Stand-
ort von Firmen gewählt werden, die überregionale
Dienstleistungen anbieten und von der Expansion
dieser Sparten profitieren. Viele der (meist jünge-

Tabelle 2

Ausgaben und Einnahmen der Gemeinden in den Flächenländern für Kindertages-
einrichtungen im Jahre 2001
Je Kind im Alter von bis zu zehn Jahren

Baden- Branden- Mecklen- Nieder- Nordrhein- Rheinland-
Württem- Bayern burg Hessen burg-Vor- sachsen Westfalen Pfalz

berg pommern

In Euro

Personalausgaben 512 343 1 591 695 785 343 348 535
Zuweisungen und sonstige Zuschüsse 292 280 1 704 346 533 578 932 881
Baumaßnahmen 70 63 209 59 113 43 17 42
Bereinigte Ausgaben 993 782 2 897 1 224 1 596 927 1 335 1 291
./. Zahlungen von anderen Ebenen 171 108 814 66 380 8 470 433

Nettoausgaben 822 674 2 083 1 158 1 215 919 866 857

Gebühren 99 67 333 177 212 100 204 85
Zuweisungen und Zuschüsse für lfd. Zwecke 159 90 804 45 264 6 447 337
Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 7 19 6 10 13 2 10 9
Bereinigte Einnahmen 290 191 1 223 270 631 121 698 542
./. Zahlungen von anderen Ebenen 171 108 814 66 380 8 470 433

Nettoeinnahmen 119 82 409 205 250 113 228 109

Ausgaben der Tageseinrichtungen in %
der kommunalen Gesamtausgaben

Personalausgaben 2,61 2,07 6,34 3,17 3,06 2,03 1,69 3,46
Zuweisungen und Zuschüsse für lfd. Zwecke 1,49 1,69 6,80 1,58 2,08 3,42 4,53 5,70
Baumaßnahmen 0,36 0,38 0,83 0,27 0,44 0,25 0,08 0,27
Bereinigte Ausgaben 5,07 4,73 11,56 5,58 6,22 5,49 6,50 8,36
./. Zahlungen von anderen Ebenen 0,87 0,66 3,25 0,30 1,48 0,05 2,29 2,80

Nettoausgaben 4,20 4,07 8,31 5,28 4,74 5,44 4,21 5,55

Einnahmen der Tageseinrichtungen in %
der kommunalen Gesamteinnahmen

Gebühren 0,51 0,41 1,43 0,86 0,84 0,65 1,05 0,63
Zuweisungen und Zuschüsse für lfd. Zwecke 0,81 0,54 3,45 0,22 1,04 0,04 2,30 2,49
Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 0,03 0,11 0,03 0,05 0,05 0,01 0,05 0,06
Bereinigte Einnahmen 1,49 1,16 5,25 1,32 2,48 0,79 3,59 3,99
./. Zahlungen von anderen Ebenen 0,88 0,66 3,50 0,32 1,50 0,05 2,41 3,19

Nettoeinnahmen 0,61 0,50 1,76 1,00 0,99 0,74 1,17 0,80

ren) Beschäftigten in diesen Bereichen bevorzu-
gen die Stadt als Wohnort (Stichwort: Renaissance
der Städte5). In diesen Fällen wird Nachfrage nach
Kinderbetreuung induziert, und für die kommuna-
len Entscheidungsträger ergeben sich glückliche
Umstände: Wirtschaftliches Wachstum erzeugt
höhere Steuereinnahmen und höhere Einwohner-
zahlen, die – für sich genommen – einen höheren
Anspruch im Finanzausgleich bewirken, da es sich
zumeist um größere Städte mit „veredelten“ Ein-
wohnerzahlen handelt.

Je stärker freilich die gemeindliche Steuerkraft
erhöht werden kann, umso eher sind Verluste im
kommunalen Finanzausgleich zu erwarten. Verbes-
sert eine einzelne Gemeinde innerhalb des vorge-
gebenen Rahmens (Finanzausgleichsmasse) seine

5 Vgl. Kurt Geppert und Martin Gornig: Die Renaissance der großen
Städte – und die Chancen Berlins. In: Wochenbericht des DIW Berlin,
Nr. 26/2003.
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Tabelle 2 (Fortsetzung)

Ausgaben und Einnahmen der Gemeinden in den Flächenländern für Kindertages-
einrichtungen im Jahre 2001
Je Kind im Alter von bis zu zehn Jahren

Saar- Sachsen- Schleswig- Deutsch- West- Ost-

land Sachsen Anhalt Holstein Thüringen land ins- deutsch- deutsch-
gesamt1 land land

In Euro

Personalausgaben 348 927 1 818 259 983 545 448 1 212
Zuweisungen und sonstige Zuschüsse 498 461 1 465 592 433 649 613 892
Baumaßnahmen 27 76 146 43 120 59 49 127
Bereinigte Ausgaben 850 1 641 2 983 936 1 714 1 287 1 163 2 140
./. Zahlungen von anderen Ebenen 93 490 1 084 214 414 298 249 635

Nettoausgaben 757 1 150 1 899 723 1 301 989 914 1 505

Gebühren 68 228 379 103 178 155 139 266
Zuweisungen und Zuschüsse für lfd. Zwecke 87 409 1 029 110 358 266 222 572
Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 6 23 38 0 46 12 10 25
Bereinigte Einnahmen 176 780 1 506 339 669 480 410 961
./. Zahlungen von anderen Ebenen 93 490 1 084 214 414 298 249 635

Nettoeinnahmen 83 290 422 125 256 182 161 326

Ausgaben der Tageseinrichtungen in %
der kommunalen Gesamtausgaben

Personalausgaben 1,59 4,03 6,94 1,59 4,54 2,63 2,21 5,03
Zuweisungen und Zuschüsse für lfd. Zwecke 2,28 2,00 5,59 3,64 2,00 3,13 3,03 3,70
Baumaßnahmen 0,12 0,33 0,56 0,27 0,56 0,28 0,24 0,53
Bereinigte Ausgaben 3,89 7,13 11,39 5,76 7,92 6,20 5,74 8,88
./. Zahlungen von anderen Ebenen 0,43 2,13 4,14 1,31 1,91 1,44 1,23 2,64

Nettoausgaben 3,47 5,00 7,25 4,44 6,01 4,77 4,51 6,24

Einnahmen der Tageseinrichtungen in %
der kommunalen Gesamteinnahmen

Gebühren 0,43 0,99 1,48 0,64 0,82 0,78 0,72 1,13
Zuweisungen und Zuschüsse für lfd. Zwecke 0,55 1,78 4,01 0,68 1,65 1,34 1,15 2,42
Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 0,04 0,10 0,15 0,00 0,21 0,06 0,05 0,11
Bereinigte Einnahmen 1,12 3,40 5,87 2,10 3,10 2,42 2,13 4,07
./. Zahlungen von anderen Ebenen 0,59 2,13 4,22 1,33 1,91 1,50 1,29 2,69

Nettoeinnahmen 0,53 1,26 1,64 0,78 1,18 0,92 0,84 1,38

1 Ohne Stadtstaaten.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

Position in der Hierarchie aller Gemeinden, so
verliert sie Ansprüche an den Ausgleichstopf. Wie
stark dieser Effekt zu Buche schlägt, hängt auch
vom Ausgleichssatz ab, mit dem der Differenzbe-
trag zwischen Steuerkraftmesszahl und Ausgangs-
messzahl ausgeglichen wird. Einen Einnahmenver-
lust würde die Gemeinde nur vermeiden können,
wenn es ihr zugleich gelingt, den Finanzbedarf,
d. h. die veredelte Einwohnerzahl, in die Höhe zu
treiben.

Neben den Hauptansätzen existieren Ergänzungs-
ansätze. Durch sie könnte die Zahl der Kinder un-
mittelbar bedarfserhöhend im kommunalen Finanz-
ausgleich zu Buche schlagen, indem sie noch höher
gewichtet wird als im Falle der Veredelung. Aber
auch hier erfolgt die Berücksichtigung in Ab-
hängigkeit von der gemeindlichen Finanzkraft.

Versuche, die Kinderbetreuung in die bestehenden
kommunalen Finanzausgleichsregelungen stärker
zu integrieren, dürfen sich nicht von der (Fehl-)
Einschätzung leiten lassen, dass den Kommunen
dann mehr Geld zur Verfügung steht. Zum einen
muss immer die Steuerkraft berücksichtigt werden.
Zum anderen geht es beim kommunalen Finanzaus-
gleich allein darum, anhand geeigneter Kriterien
eine vorgegebene Finanzmasse auf die einzelnen
Gemeinden und Gemeindeverbände zu verteilen.
Da zumindest die Schlüsselmasse finanzkraftab-
hängig zugewiesen wird, kann eine Gemeinde am
Ende sogar schlechter dastehen, wenn nämlich ein
verbessertes Betreuungsangebot die Steuerkraft
erhöht und sich dadurch der Anspruch auf Schlüs-
selzuweisungen vermindert.
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Tabelle 3

Kommunaler Finanzausgleich in ausgewählten Gemeinden Brandenburgs im Jahre 2004

Haupt- Soziallasten- Ausgangs- Steuerkraft- Unterschiedsbetrag Schlüsselzuweisung

Gemeinden Zahl der Gewicht ansatz ansatz messzahl messzahl
Einwohner

Insgesamt Je Einwohner Insgesamt Je Einwohner

% Gewichtete Einwohnerzahl 1000 Euro 1000 Euro 1000 Euro Euro 1000 Euro Euro

Status quo

Potsdam 143 246 138,0 197 679 6 249 106 138 56 078 50 060 349 40 048 280
Cottbus 109 144 138,0 150 619 13 119 85 221 37 123 48 098 441 38 478 353
Eisenhüttenstadt 38 628 123,0 47 512 5 610 27 648 11 924 15 724 407 12 579 326
Schwedt/Oder 39 381 123,0 48 439 5 779 28 219 13 233 14 986 381 11 989 304
Königs-Wusterhausen 31 872 118,0 37 609 2 017 20 624 9 540 11 085 348 8 868 278
Schönefeld 11 667 113,0 13 184 429 7 085 17 206 –10 120 –867 0 0
Eichwalde 5 823 102,0 5 939 304 3 249 1 596 1 653 284 1 322 227
Marienwerder 1 705 100,0 1 705 122 951 297 654 383 523 307
Melchow 1 069 100,0 1 069 106 612 305 307 287 245 230
Rüdnitz 1 976 100,0 1 976 140 1 101 290 812 411 649 329

Variante I (Einwohnerzahl +2 %) Differenz zum
Status quo

Potsdam 146 111 138,0 201 633 6 249 108 196 56 078 52 118 357 41 694 11,27
Cottbus 111 327 138,0 153 631 13 119 86 788 37 123 49 665 446 39 732 11,27
Eisenhüttenstadt 39 401 123,0 48 463 5 610 28 143 11 924 16 219 412 12 975 10,05
Schwedt/Oder 40 169 123,0 49 407 5 779 28 723 13 233 15 490 386 12 392 10,04
Königs-Wusterhausen 32 509 118,0 38 361 2 017 21 016 9 540 11 476 353 9 181 9,63
Schönefeld 11 900 113,0 13 447 429 7 222 17 206 –9 983 –839 0 0,00
Eichwalde 5 939 102,0 6 058 304 3 311 1 596 1 715 289 1 372 8,36
Marienwerder 1 739 100,0 1 739 122 969 297 671 386 537 8,16
Melchow 1 090 100,0 1 090 106 623 305 318 292 254 8,16
Rüdnitz 2 016 100,0 2 016 140 1 122 290 832 413 666 8,16

Variante II (Steuerkraft +2 %) Differenz zum
Status quo

Potsdam 143 246 138,0 197 679 6 249 106 138 57 200 48 938 342 39 151 –6,26
Cottbus 109 144 138,0 150 619 13 119 85 221 37 866 47 355 434 37 884 –5,44
Eisenhüttenstadt 38 628 123,0 47 512 5 610 27 648 12 163 15 486 401 12 389 –4,94
Schwedt/Oder 39 381 123,0 48 439 5 779 28 219 13 497 14 721 374 11 777 –5,38
Königs-Wusterhausen 31 872 118,0 37 609 2 017 20 624 9 730 10 894 342 8 715 –4,79
Schönefeld 11 667 113,0 13 184 429 7 085 17 550 –10 465 –897 0 0,00
Eichwalde 5 823 102,0 5 939 304 3 249 1 628 1 621 278 1 297 –4,39
Marienwerder 1 705 100,0 1 705 122 951 303 648 380 518 –2,79
Melchow 1 069 100,0 1 069 106 612 311 301 281 241 –4,56
Rüdnitz 1 976 100,0 1 976 140 1 101 295 806 408 645 –2,35

Variante III (Einwohnerzahl +2 %, Steuerkraft +2 %) Differenz zum
Status quo

Potsdam 146 111 138,0 201 633 6 249 108 196 57 200 50 996 349 40 797 5,13
Cottbus 111 327 138,0 153 631 13 119 86 788 37 866 48 923 439 39 138 5,93
Eisenhüttenstadt 39 401 123,0 48 463 5 610 28 143 12 163 15 981 406 12 785 5,20
Schwedt/Oder 40 169 123,0 49 407 5 779 28 723 13 497 15 225 379 12 180 4,77
Königs-Wusterhausen 32 509 118,0 38 361 2 017 21 016 9 730 11 285 347 9 028 4,94
Schönefeld 11 900 113,0 13 447 429 7 222 17 550 –10 327 –868 0 0,00
Eichwalde 5 939 102,0 6 058 304 3 311 1 628 1 683 283 1 347 4,06
Marienwerder 1 739 100,0 1 739 122 969 303 666 383 532 5,43
Melchow 1 090 100,0 1 090 106 623 311 312 286 249 3,69
Rüdnitz 2 016 100,0 2 016 140 1 122 295 826 410 661 5,86

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

Ergebnisse von Modellrechnungen

Die Funktionsweise des kommunalen Finanzaus-
gleichs kann mithilfe von Beispielrechnungen in
ihren Auswirkungen quantitativ belegt werden.
Hierzu wurde auf den brandenburgischen Finanz-
ausgleich für das Jahr 2004 zurückgegriffen.6 Aus-
gewählt wurden Gemeinden unterschiedlicher

6 Zwar ist die Frage nach den Anreizen für die Kommunen, mehr Kinder-
betreuungsmöglichkeiten zu schaffen, für die brandenburgischen Ge-
meinden eher von nachrangiger Bedeutung, da ihr Angebot hoch ist.
Aus Praktikabilitätsgründen wurde aber Brandenburg ausgewählt, da
hier für Simulationszwecke ein Modell zur Verfügung stand.

Größe, die Diskrepanzen sowohl in der Steuerkraft
als auch in der Höhe der gewerteten Einwohner
aufweisen (Tabelle 3).

Gibt es fiskalische Anreize für die Kommunen zum Ausbau der Kinderbetreuung?
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In Variante I sind die Auswirkungen für den Fall
modelliert, dass die Einwohnerzahl – unter sonst
gleichen Bedingungen7 – in den hier betrachteten
Gemeinden um 2 % steigt. Dahinter steht die Über-
legung, dass sich die Bemühungen einer Gemeinde
um die Verbesserung des Kinderbetreuungsange-
bots in einer höheren Attraktivität als Wohnort nie-
derschlagen. Die Konsequenzen sind eindeutig:
Finanzbedarf und Schlüsselzuweisungen erhöhen
sich;8 bei landesweit konstanter Schlüsselmasse
und Einwohnerzahl verringern sich die Ansprüche
aller anderen Gemeinden.

In Variante II sind die Auswirkungen einer Erhö-
hung der gemeindlichen Steuerkraft um 2 % dar-
gestellt. In diesem Falle werden die Unterschieds-
beträge, die ausgeglichen werden, geringer, denn
der Zuweisungsbedarf sinkt. Die Schlüsselzuwei-
sungen gehen zurück, in den größeren Orten stär-
ker als in den kleineren. Je niedriger die ursprüng-
liche Steuerkraft war, umso geringer sind die Ver-
luste je Einwohner.

Variante III kombiniert den Fall der höheren Ein-
wohnerzahl mit dem der steigenden Steuerkraft. In
der Regel geht die Zunahme der Bevölkerungszahl
einher mit steigender Wirtschafts- und Steuer-
kraft, Finanzbedarf und Steuerkraft erhöhen sich
also. Die Schlüsselzuweisungen sind deutlich ge-
ringer als in Variante I, da sie um den Betrag ge-
schmälert werden, der den Gemeinden als zusätz-
liche Steuereinnahmen zufließt.

Maßnahmen des Bundes zur Verbesserung
der Kinderbetreuung

In den kommenden Jahren will sich der Bund an der
Finanzierung eines besseren Betreuungsangebots
für Kinder beteiligen; insbesondere sollen die west-
deutschen Gemeinden unterstützt werden.9 Die
Mittel sind Teil der Entlastungen der Kommunen
im Zuge der Zusammenführung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe. Dabei handelt es sich um einen
Betrag von 2,5 Mrd. Euro pro Jahr. Voraussetzung
für eine Entlastung ist, dass die Länder die ihnen
zufließenden Mittel in voller Höhe an die Gemein-
den weitergeben.10 Darauf können die Gemeinden
nicht ohne weiteres vertrauen. Immer wieder gab es
in der Vergangenheit Fälle, in denen die Länder ei-
nen Teil der den Gemeinden zugedachten Mittel zur
Konsolidierung ihrer eigenen Haushalte verwende-
ten. Ein markantes Beispiel ist der Solidarpakt I;
damals hatten die ostdeutschen Länder ihre Ge-
meinden nur unterproportional an den zusätzlichen
Transfermitteln für die Region beteiligt. Es liegt
allein im Ermessen der Länder, ob und in welcher
Weise sie die vom Bund intendierten Entlastungen
letztlich den Kommunen zugute kommen lassen.

Bei der interkommunalen Verteilung der Entlas-
tungen stellt sich die Frage, ob durch die Finanz-
spritze gerade die struktur- und finanzschwachen
Kommunen substantiell so viel besser gestellt wer-
den, dass sie in größerem Umfang als bisher frei-
willige Aufgaben erfüllen können. Sofern auch
nach Erhalt der zusätzlichen Mittel die Verwal-
tungshaushalte11 noch defizitär sind, wird dies
kaum der Fall sein, da die kommunalen Verschul-
dungsgrenzen enger als auf Landes- und Bundes-
ebene gesteckt sind. Zwar werden die Kommunen
durch die Absenkung der Gewerbesteuer zusätzlich
finanziell entlastet, doch auch davon profitieren
vor allem die Gemeinden mit einer höheren Wirt-
schafts- und Steuerkraft; sie können ihr Betreu-
ungsangebot eher ausweiten als die struktur- und
finanzschwachen Städte.

Ein besonderes Problem stellt sich dadurch, dass
die ostdeutschen Länder im Rahmen der Verhand-
lungen im Vermittlungsausschuss eine Entlastung
in Höhe von 850 Mill. Euro durchgesetzt haben,
die sie im Zuge der Umsatzsteuerumverteilung von
den westdeutschen Ländern erhalten. Mit diesem
Betrag sollen die Nachteile der neuen Länder aus-
geglichen werden, die sich aus dem höheren Anteil
von Arbeitslosenhilfeempfängern ergeben; zudem
fällt die Entlastung in Ostdeutschland geringer
aus, weil dort die Quote der Sozialhilfeempfänger
niedriger ist. Von dem gesamten Entlastungsvolu-
men in Höhe von 2,5 Mrd. Euro wird wohl reich-
lich die Hälfte nach Ostdeutschland fließen, also
dorthin, wo das Betreuungsangebot für Kinder un-
ter drei Jahren ohnedies hoch ist; dort sollen die
Mittel zur Sicherung des Status quo eingesetzt
werden. Unter der Voraussetzung, dass die west-
deutschen Länder ihren Entlastungsbetrag in vol-
ler Höhe an die Gemeinden weiterleiten, hätte dies
zur Konsequenz, dass bereits im Jahre 2007 in den
westdeutschen Gemeinden die erwarteten Investi-
tions- und Betriebskosten für die Betreuung dieser

7 Unterstellt wird, dass die Gesamteinwohnerzahl des Landes und auch
die Summe der Schlüsselzuweisungen bzw. der Grundbetrag konstant
bleiben.
8 Schönefeld als „abundante“ Gemeinde erhält keine Mittel.
9 Bis zum Jahr 2010 sollen 230 000 neue Betreuungsplätze für Kinder
unter drei Jahren bereitgestellt werden; dies wäre fast das Dreifache
des heutigen Angebots. Dabei sollen 160 000 Plätze in Einrichtungen
und knapp 70 000 Plätze in öffentlich finanzierter Kindertagespflege
geschaffen werden. Die Bundesregierung rechnet damit, dass die Kos-
ten von anfangs 402 Mill. Euro pro Jahr (2005) auf 1 638 Mill. Euro im
Jahre 2010 steigen. Vgl. Deutscher Bundestag: Entwurf eines Gesetzes
zum qualitätsorientierten und bedarfsgerechten Ausbau der Tagesbe-
treuung und zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (Tages-
betreuungsausbaugesetz – TAG), Bundestags-Drucksache 15/4045
vom 27. Oktober 2004.
10 Aus verfassungsrechtlichen Gründen muss der Bund – will er im
kommunalen Bereich aktiv werden – mit den Ländern verhandeln; die
Gemeinden sind Teil der Länder.
11 Auf kommunaler Ebene soll der Verwaltungshaushalt grundsätzlich
ausgeglichen sein, denn Kredite dürfen nur zur Finanzierung von Inves-
titionsausgaben aufgenommen werden; bei der Beurteilung des Ver-
schuldungsspielraums spielt auch eine Rolle, inwieweit eine Gemeinde
aus den Einnahmen des Verwaltungshaushalts Investitionen tätigen
kann („freie Spitze“).

Gibt es fiskalische Anreize für die Kommunen zum Ausbau der Kinderbetreuung?
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Kinder höher wären als die Entlastungen infolge
der Zusammenlegung von Sozial- und Arbeitslo-
senhilfe.

Fazit

Für eine einzelne Gemeinde rechnet sich unter rein
fiskalischen Gesichtspunkten der Ausbau von Kin-
derbetreuungseinrichtungen zumindest kurzfristig
in der Regel nicht, da die Kosten nahezu in voller
Höhe von ihr zu tragen sind, die induzierten Steuer-
mehreinnahmen aber nur zu einem kleinen Teil in
der Gemeinde verbleiben. Vor diesem Hintergrund
ist das „meritorische“ Vorpreschen des Bundes zu
sehen, der den Handlungsbedarf aus der offenkun-
digen Unterversorgung mit Betreuungseinrichtun-
gen in Westdeutschland ableitet. Allerdings kann
er längst nicht sicher sein, dass seine Pläne den Er-
wartungen entsprechend verwirklicht werden. Der
Bund setzt darauf, dass die Gemeinden die größe-
ren finanziellen Spielräume aus der Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe sowie aus
der Absenkung der Gewerbesteuerumlage dazu
nutzen, ihre Betreuungsangebote auszubauen. In
welchem Umfang dies der Fall sein wird, hängt
vor allem davon ab, ob die Länder die geplanten
Entlastungen in voller Höhe an die Gemeinden
weitergeben. Zu berücksichtigen ist auch, dass ein
überproportionaler Anteil der Mittel nach Ost-
deutschland fließt, wo die Betreuungssituation be-
reits gut ist.

Alles in allem ist der Versuch des Bundes, die Fi-
nanzlage der Gemeinden zu verbessern und sie auf
diese Weise zu unterstützen, das Kinderbetreu-
ungsangebot auszuweiten, positiv zu werten; der
volkswirtschaftliche Nutzen einer verbesserten

Kinderbetreuung ist unstrittig. Das komplexe Ge-
flecht der föderalen Aufgaben- und Finanzmittel-
verteilung bietet jedoch keine Garantie dafür, dass
die von der Bundesregierung intendierten Wirkun-
gen auch tatsächlich erzielt werden. Die Achilles-
ferse sind die Länder, an denen es liegt, ob die Mit-
tel entsprechend weitergeleitet werden. Auch wenn
sie dies tun, kommt es zudem darauf an, dass die
Mittel im Rahmen des kommunalen Finanzaus-
gleichs nicht als Schlüsselzuweisungen, sondern
als zweckgebundene Zahlungen an die Gemeinden
fließen, denn nur dann ist die Verwendung der Mit-
tel an Auflagen gebunden und eine zweckorien-
tierte Finanzierung gesichert. Allerdings kann der
Bund hier aus verfassungsrechtlichen Gründen
keinen direkten Einfluss nehmen. Er kann nur ver-
suchen, über Gespräche auf die Umsetzung seiner
Ziele zu drängen.

Grundsätzlich ist zu überlegen, ob bei der hohen
gesellschaftspolitischen Priorität die Kinderbetreu-
ung im kommunalen Finanzausgleich stärker als
bisher berücksichtigt werden sollte. Sowohl aus
ökonomischer und fiskalischer Sicht als auch –
und erst recht – aus familienpolitischer Perspektive
sprechen wichtige Gründe dafür. Durch eine ent-
sprechende Ausgestaltung von Nebenansätzen im
Finanzausgleich könnte dieses Ziel unterstützt wer-
den: Je mehr Kinder in einer Gemeinde leben und
je besser die Kinderbetreuungsmöglichkeiten sind,
umso mehr Geld würde zur Verfügung gestellt.
Langfristig könnten durch eine entsprechend aus-
gestaltete Förderung an anderer Stelle sogar Ein-
sparungen erzielt werden, wenn sich nämlich da-
durch die Fälle nicht bewältigter sozialer Integra-
tion und deren Folgekosten – etwa bei den Ausga-
ben für die Jugendhilfe – verringern ließen.

Gibt es fiskalische Anreize für die Kommunen zum Ausbau der Kinderbetreuung?
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Frauen in Führungspositionen –
Massiver Nachholbedarf bei
großen Unternehmen und Arbeit-
geberverbänden

Frauen sind in Europa zu einem erheblich geringeren Maße in Führungspositionen
tätig als Männer; im europäischen Durchschnitt haben sie nur 10 % der Sitze in
den höchsten Entscheidungsgremien der jeweils 50 größten börsennotierten Un-
ternehmen inne. Dabei gibt es von Land zu Land beträchtliche Unterschiede: Spit-
zenreiter sind Slowenien und Lettland mit Anteilen von jeweils 22 %, Schlusslicht
ist Italien mit 2 %. Deutschland liegt hier mit 10 % im Mittelfeld. Eine stärkere
Differenzierung für Unternehmen und Interessenverbände zeigt allerdings ein
noch ungünstigeres Bild: In den Vorständen der 87 größten Kapitalgesellschaften
der Old Economy stellen Frauen im Durchschnitt beispielsweise nur 1 % und in
Aufsichtsräten 8 % der Sitze. In den Interessenvertretungen von Arbeitnehmern
und den Berufsverbänden sieht die Situation mit einem Anteil von einem Fünftel
bis einem Viertel besser aus, auch wenn man von einer Gleichstellung noch weit
entfernt ist. Selbst in der umfassenderen Abgrenzung der Fach- und Führungs-
positionen insgesamt in allen Beschäftigungsbereichen von Angestellten und Be-
amten erreicht der Frauenanteil nicht einmal ein Drittel – obwohl ihr Anteil an
der Gesamtbeschäftigung bei 45 % liegt.

Die mit der Bundesregierung vereinbarte Selbstverpflichtung der deutschen
Wirtschaft zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern in der
Privatwirtschaft aus dem Jahr 2001 hat bislang bei Führungspositionen kaum
Wirkung gezeigt. Hier sind noch erhebliche Anstrengungen zur Verbesserung der
Situation notwendig.

Elke Holst
eholst@diw.de

Die Situation im europäischen Vergleich

In Europa nehmen Frauen deutlich seltener wich-
tige Entscheidungspositionen ein als Männer, wo-
bei das Ausmaß dieser Ungleichheit von Land zu
Land variiert. In den höchsten Entscheidungsgre-
mien der Privatwirtschaft – untersucht wurden die
50 größten börsennotierten Unternehmen in 25 aus-
gewählten Ländern Europas1 – ist der Frauenanteil
besonders niedrig (Abbildung 1). Im Jahre 2003
wurde im Durchschnitt – wie in Deutschland – nur
eine Position von zehn durch eine Frau besetzt.
Nur insgesamt 2 % der Vorstandsvorsitzenden und
der Präsidenten in den Unternehmen waren Frauen.
Am häufigsten waren Frauen in den osteuropäi-
schen Staaten Slowenien und Lettland (jeweils
22 %) sowie in Rumänien (21 %) Mitglieder der
höchsten Entscheidungsgremien. Norwegen (18 %),
Schweden (17 %) und das Vereinigte Königreich
(16 %) erreichten ebenfalls deutlich über dem
Durchschnitt liegende Anteile. In den großen Un-
ternehmen Frankreichs waren hingegen nur zu 5 %
Frauen in den Spitzengremien vertreten. Die süd-
europäischen Länder Spanien und Portugal waren
mit jeweils 4 % und Italien mit sogar nur 2 %

Schlusslichter. Der Anteil der Frauen an allen Er-
werbstätigen in diesen Ländern weicht weniger
stark vom Durchschnitt ab: In Portugal ist diese
Quote mit 45 % relativ hoch; Spanien und Italien
liegen mit jeweils 38 % am Ende der Länderskala.

Im Labour Force Survey der EU (Arbeitskräfteer-
hebung) wird eine Stichprobe aller Erwerbstätigen
in den Ländern Europas nach deren Stellung im
Beruf erhoben. In dieser Abgrenzung werden also
auch Manager und Managerinnen in kleineren Be-
trieben sowie leitende Fachkräfte berücksichtigt.2
Hiernach liegt der Anteil von Frauen in Manage-

1 Die Befragung wurde 2003 begonnen. Als die 50 größten Unterneh-
men wurden diejenigen definiert, die in der nationalen Börse notiert sind
und die höchste Marktkapitalisierung hatten. Unter Marktkapitalisie-
rung wird der Marktpreis des gesamten Unternehmens verstanden, be-
rechnet durch die Multiplikation der Anzahl der ausgegebenen Aktien
mit dem Aktienkurs. Befragungen wurden in den EU-Mitgliedstaaten
außer in Litauen, Malta, Polen und der Tschechischen Republik durch-
geführt, außerdem in Bulgarien, Island, Norwegen und Rumänien. Vgl.
zur Definition Europäische Kommission: Frauen und Männer in Entschei-
dungspositionen (www.europa.eu.int/comm/employment_social/
women_men_stats/defcon_de.htm#U).
2 Direktorinnen und Direktoren sowie Hauptgeschäftsführer/-innen,
Produktions- und Betriebsführer/-innen, andere Fachmanager /-innen
und Manager/-innen von Kleinunternehmen (ISCO Kategorie 12 und
13).
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mentpositionen bei etwa 30 % (Abbildung 2). Die
Ergebnisse streuen zwischen den Ländern weniger
stark: Deutschland befindet sich mit 27 % noch im
unteren Mittelfeld. Die baltischen Staaten Lettland
und Estland sowie Frankreich liegen dagegen mit
36 bis 39 % deutlich über dem Durchschnitt. Die
geringsten Anteile von Frauen weisen Dänemark
(21 %), aber auch – nicht unerwartet – Italien
(20 %) und Zypern (19 %) auf.

Die stärksten Impulse zur Verringerung der Un-
gleichheit zwischen den Geschlechtern gehen der-
zeit wohl von der EU-Kommission aus. Auf ihre
Initiative hin hat der Ministerrat zahlreiche Ver-
einbarungen getroffen, die die Mitgliedstaaten zu
nationalen Maßnahmen der Gleichstellung ver-
pflichten.3

Bei der Umsetzung dieser Vereinbarungen mag ein
hoher Anteil von Frauen in Ministerämtern hilf-
reich sein. Frauen sind zwar auch in den nationalen
Regierungen unterrepräsentiert, aber in geringe-
rem Umfang als in der Privatwirtschaft. So stellen

Frauen 24 % aller Minister/-innen in den nationalen
Regierungen in Europa. Italien, Zypern (jeweils
9 %) und Griechenland (6 %) sowie die Slowakei
– in der keine Frau ein Ministeramt einnimmt –
sind hier am schlechtesten aufgestellt. In Deutsch-
land sind Frauen mit 46 % der Ministerämter nach
Schweden (52 %) sowie Finnland und Spanien (je-
weils 47 %) im europäischen Vergleich recht gut
vertreten.4

Im Amsterdamer Vertrag5 hat sich Deutschland
zur Umsetzung der Richtlinien des EU-Rates zur

3 Vgl. Übersicht zur Rahmenstrategie der Gemeinschaft zur Förderung
der Gleichstellung von Frauen und Männern (2001–2005): www.
europa.eu.int/comm/employment_social/equ_opp/strategy/3_1_de.
html.
4 Vgl. Europäische Kommission: Frauen und Männer in Entscheidungs-
prozessen. Aktualisierung vom September 2004 (www.europa.eu.int/
comm/employment_social/women_men_stats/out/measures_out416
_de.htm).
5 Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrages über die Euro-
päische Union, der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaften sowie einiger damit zusammenhängender Rechtsakte. Amt
für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften.
Luxemburg 1997.

Abbildung 1

Mitglieder (ohne Präsident/-in) der höchsten Entscheidungsgremien der jeweils
50 größten börsennotierten Unternehmen1 im europäischen Vergleich im Jahre 2003
In %

1 Als die 50 größten Unternehmen werden diejenigen definiert, die in der nationalen Börse notiert
sind und die höchste Marktkapitalisierung haben. Letztere ist definiert als der Marktpreis des gesam-
ten Unternehmens, berechnet durch die Multiplikation der Anzahl der ausgegebenen Aktien mit dem
Aktienkurs.

Quelle: Europäische Kommission: Frauen und Männer in Entscheidungspositionen, www.europa.eu.
int/comm/employment_social/women_men_stats/out/measures_out438_de.htm; Aktualisierung
vom März 2004. DIW Berlin 2005

Frauen Männer

0 10 20 30 40 50

Slowenien
Lettland

Rumänien
Norwegen
Schweden

Vereinigtes Königreich
Bulgarien

Estland
Ungarn

Dänemark
Finnland

Slowakei
Deutschland

Griechenland
Niederlande

Irland
Zypern

Österreich
Frankreich

Belgien
Spanien
Portugal

Island
Luxemburg

Italien

Durchschnitt

60 70 80 90 100



51Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 3/2005

Gleichbehandlung im Beruf verpflichtet.6 Der
jüngst vorgestellte Entwurf eines Antidiskriminie-
rungsgesetzes mit den Schwerpunkten Beschäfti-
gung und Beruf setzt vier Richtlinien der EU um.7

Dies könnte erhebliche Auswirkungen auf die Perso-
nalpolitik der Unternehmen haben.8 Bereits im Jahre
2001 hatte die Bundesregierung ein Gleichstellungs-
durchsetzungsgesetz für die Bundesverwaltung9

verabschiedet, mit dem die Berufs- und Aufstiegs-
chancen von Frauen gefördert werden sollen. Auf
ein entsprechendes Gesetz für die Privatwirtschaft
wurde verzichtet, stattdessen haben sich die Spitzen-
verbände der deutschen Wirtschaft gegenüber der
Bundesregierung zur Förderung der Chancengleich-
heit von Frauen und Männern in den Unternehmen
verpflichtet.10 Alle zwei Jahre – so die Vereinba-
rung – soll deren Umsetzung „bilanziert“ werden.

Frauen in Führungspositionen in den Unter-
nehmen und Verbänden Deutschlands

Für eine erste Bestandaufnahme hat das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) ein Projekt zur Repräsentanz von

Frauen in der Politik, der Wirtschaft und den gro-
ßen Verbände in Deutschland initiiert.11 Die Ergeb-
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6 Die EU-Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rah-
mens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung
und Beruf wurde am 27. November 2000 verabschiedet; vgl. Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften, L 303/16 DE vom 2. Dezember
2000. Richtlinien sind europäische Rahmengesetze, die durch natio-
nales Gesetz umgesetzt werden müssen.
7 Hierbei handelt es sich um die Rahmenrichtlinie 2000/78/EG vom
27. 11. 2000, die revidierte Gleichbehandlungsrichtlinie 2002/73/EG
vom 23. 9. 2002, die Richtlinie zur Gleichstellung der Geschlechter vom
13. 12. 2004 (Rats-Dok. 14438/04) sowie die Antirassismusrichtlinie
2000/43/EG vom 29. 6. 2000. Vgl. ausführlich Bundesministerium
der Justiz (BMJ): Entwurf für ein Antidiskriminierungsgesetz vorgestellt
(www.bmj.bund.de/enid/2d8a6a24f17c3c3d641940f1900f09ff,0/
qi.html); außerdem für den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung euro-
päischer Antidiskriminierungsrichtlinien der Fraktionen von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen: www.spdfraktion.de/rs_datei/0,,4395,00.pdf.
8 Unter bestimmten Umständen kehrt sich z. B. die Beweislast einer Be-
nachteiligung um, und der Arbeitgeber muss beweisen, dass die unter-
schiedliche Behandlung erlaubt war. Beschäftigte oder Bewerber/-innen
können Firmen auch auf Schadensersatz verklagen, sofern sie sich u. a.
wegen ihres Geschlechts benachteiligt fühlen. Weiterhin sind Verbands-
klagen möglich. Vgl. auch Cordula Tutt: Gesetz zwingt Firmen zu neuer
Personalpolitik. In: Financial Times Deutschland vom 15. Dezember
2004, S. 9 (www.ftd.de/pw/de/1102756022094.html).
9 Gesetz zur Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen und Männern
(Gleichstellungsdurchsetzungsgesetz – DGleiG), Bundestags-Drucksache
813/01, 2001.
10 Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Spitzenver-
bänden der deutschen Wirtschaft zur Förderung der Chancengleichheit
von Frauen und Männern in der Privatwirtschaft vom 2. Juli 2001
(www.bundesregierung.de/dokumente/artikel/ix_47142.htm).
11 Unter dem Dach des FrauenComputerZentrumBerlin (FCZB) werden
entsprechende Daten recherchiert, aufbereitet und im Internet bereit-
gestellt. Vgl. www.db-decision.de/wid %2002/index_d.htm.

Abbildung 2

Frauen und Männer in Managementpositionen1 in Europa
In %

1 Als Direktor/-innen und Hauptgeschäftsführer/-innen eingestufte Personen, Produktions- und
Betriebsführer/-innen, andere Fachmanager/-innen und Manager/-innen von Kleinunternehmen
(ISCO-Kategorie 12 und 13).

Quelle: Europäische Kommission: Frauen und Männer in Entscheidungspositionen, www.europa.eu.
int/comm/employment_social/women_men_stats/out/measures_out4311_de.htm; Aktualisierung
vom März 2004. DIW Berlin 2005
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nisse aus dem letzten Quartal 2002 zeigen nach
wie vor eine gravierende Unterrepräsentanz von
Frauen in allen Bereichen (Tabelle 1). In den 87
nach den Beschäftigungszahlen größten Unterneh-
men der Old Economy12 in Deutschland nahmen
Frauen nur 8 % der insgesamt 1 446 Posten im Auf-
sichtsrat13 und 1 % der Sitze im Vorstand ein. Erst
in der an 41. Stelle stehenden Merck AG (Pharma-
konzern mit etwa 34 300 Beschäftigten) war eine
Frau im Vorstand anzutreffen. Mit drei Frauen in
seinem zehnköpfigen Vorstand war dieses Unter-
nehmen zugleich Spitzenreiter in der Old Economy
bei der Repräsentanz von Frauen in einem der
höchsten Entscheidungsgremien. In den 49 unter-
suchten Unternehmen des Neuen Marktes14 waren
Frauen nur zu 4 % in Aufsichtsräten oder Vorstän-
den vertreten. In den 44 größten Privatunternehmen
Deutschlands15 besetzten die 19 Frauen in allen
drei aufgeführten Gremien insgesamt (Vorstand,
Aufsichtsrat und Geschäftsführung) 5 % aller dor-
tigen Posten. Die untersuchten 180 Unternehmen
der Old Economy, des Neuen Marktes und der sons-
tigen Privatunternehmen repräsentieren insgesamt
über 6,7 Mill. Beschäftigte. Dies ist mehr als ein
Fünftel aller Erwerbstätigen.

In den Arbeitgeberverbänden sieht die Situation
für Frauen in Führungspositionen nicht besser aus
als in den Unternehmen. In den Arbeitnehmer-
und Berufsverbänden hingegen lag der Anteil von
Frauen im Vorstand und in der Geschäftsführung
deutlich höher. In den 32 untersuchten Gewerk-
schaften wurde insgesamt knapp ein Fünftel der

höchsten Entscheidungspositionen von Frauen be-
setzt; in den Berufsverbänden und in den Verbän-
den freier Berufe und Selbständiger war der Anteil
sogar teilweise noch etwas höher. In den Verbän-
den der Freien Wohlfahrtspflege betrug der Anteil
der Frauen in der Geschäftsführung 15 %; knapp
ein Viertel der Vorstände war weiblich.

Frauen in Professuren in Deutschland

Auch im Wissenschaftsbereich sind Frauen bei
den Professuren deutlich geringer vertreten als
Männer (Tabelle 2). Der Anteil von vollzeitbeschäf-
tigten Frauen an Hochschulen in Deutschland mit
der Besoldungsgruppe C (Professor/-innen und
Hochschulassistent/-innen) lag im Jahre 2003 bei
insgesamt 13,8 %. In der höchsten Besoldungs-
gruppe C4 hatten Frauen von den 11 514 Stellen
nur 924 Stellen inne (8 %). In der niedrigsten Be-
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Anzahl
der

Institu-
tionen

Tabelle 1

Frauen in Führungspositionen in Unternehmen, Verbänden der deutschen Wirtschaft und
der Freien Wohlfahrtspflege in Deutschland1

Frauen …

im Aufsichtsrat im Vorstand2 in der Geschäfts-
führung

Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Größte Unternehmen (nach der Zahl der Beschäftigten)
   Kapitalgesellschaften der Old Economy 87 116 8 7 1
   Kapitalgesellschaften des Neuen Marktes 49 9 4 6 4
   Privatunternehmen3 44 16 7 1 1 2 3
Arbeitgeberverbände
   Arbeitgeber 12 3 2 1 4
   Kammern 8 2 2 3 20
Arbeitnehmer- und Berufsverbände
   Gewerkschaften 32 68 19 10 19
   Berufsverbände (einschließlich Beisitzer/-innen im Vorstand) 41 69 22 12 24
   Verbände freier Berufe und Selbständiger 17 23 17 5 26
Verbände der Freien Wohlfahrtspflege 14 33 24 7 15

1 Befragung aus dem 4. Quartal 2002. für wenige Unternehmen lagen keine Angaben zu den genannten
2 Einschließlich Präsidien. Gremien vor. In den drei Gremien wurden insgesamt 19 Frauen aus-
3 Einzelangaben zu den Unternehmen standen teilweise nicht zur wiesen; sie besetzten damit 5 % aller dortigen Posten.
Verfügung. Unternehmen hatten zum Teil nur zwei der drei Gremien;

Quellen: FCZB im Auftrag des BMFSFJ (www.db-decision.de/wid%2002/
Verb%E4nde/Intro_D.html), Stand Januar/Februar 2003; Darstellung
des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

12 Die Old Economy ist hier mit knapp 5 Mill. Beschäftigten repräsen-
tiert; die Spannweite der Unternehmen reicht von der Siemens AG
(Elektro und Technologie) mit knapp einer halben Million Beschäftigten
bis hin zur Neue Eurohypo AG (Bank) mit 770 Beschäftigten.
13 Frauen im Aufsichtsrat dürften zum größten Teil Arbeitnehmerver-
treterinnen sein.
14 Der Neue Markt ist hier mit insgesamt knapp 45 500 Beschäftigten
repräsentiert; die Spannweite der Unternehmen reicht von der Mobil-
com AG (Telekommunikation) mit 4 925 Beschäftigten bis hin zur Inter-
nolix AG (Computer, 47 Beschäftigte) und der Adori AG (Internet, 5 Be-
schäftigte).
15 Hier arbeiten über 1,7 Mill. Menschen in Unternehmen wie Robert
Bosch (Elektronik, 218 377 Beschäftigte) oder Aldi Einkauf GmbH (Han-
del, 200 000 Beschäftige) bis hin zu Alfred Töpfer (Getreidehandel,
750 Beschäftigte). Die Gremienabgrenzung ist etwas schwierig, da die
Unternehmen meistens über weniger als die drei aufgeführten Gremien
verfügen. Zudem sind die Angaben oft unvollständig.
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soldungsstufe C1 (in der Regel Hochschulassis-
tent/-innen) waren es hingegen 24,4 %. Insgesamt
ist der Anteil vollzeitbeschäftigter Frauen in der
Besoldungsgruppe C gegenüber 2000 leicht gestie-
gen (+1,5 %). Im gleichen Zeitraum sank aber der
Anteil teilzeitbeschäftigter Frauen der Besoldungs-
gruppe C von 41,4 % auf 34,2 %. Insgesamt nah-
men Frauen im Jahre 2003 447 der 1 306 Teilzeit-
stellen mit der Besoldungsgruppe C ein. Offenbar
werden vor dem Hintergrund der Arbeitsmarkt-
probleme Teilzeitstellen an den Hochschulen in
diesen hohen Besoldungsgruppen für Männer im-
mer interessanter.

Soziodemographische Struktur von
Beschäftigten in Fach- und Führungs-
positionen in Deutschland

Einen detaillierteren Einblick in Stand und Ent-
wicklung der soziodemographischen Struktur von

Frauen und Männern in Fach- und Führungsposi-
tionen („höhere Positionen“) in Deutschland er-
möglicht das vom DIW Berlin in Zusammenarbeit
mit Infratest Sozialforschung erhobene Sozio-
oekonomische Panel (SOEP) (siehe Kasten). Der
hier untersuchte Personenkreis ist aufgrund der
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Tabelle 2

Weibliches Hochschulpersonal der Besoldungsordnung C nach
Besoldungsgruppen 2000 und 2003

Anzahl Frauenanteil in %

2000 2003 2000 2003

Vollzeitbeschäftigte  42 897  43 451 12,3 13,8
   C4  11 316  11 514 6,8 8,0
   C3  14 502  14 593 10,2 12,1
   C2  8 979  8 490 12,9 15,1
   C1  8 100  7 548 23,0 24,4
Teilzeitbeschäftigte   686  1 306 41,4 34,2

Quellen: Statistisches Bundesamt (Hrsg): Finanzen und Steuern,
Personal des öffentlichen Dienstes. Fachserie 14, Reihe 6. DIW Berlin 2005

Kasten

Das Sozio-oekonomische Panel

Im vom DIW Berlin zusammen mit Infratest Sozialforschung erhobenen Sozio-oekonomischen Panel
(SOEP) werden jährlich seit 1984 in Westdeutschland und seit 1990 (noch vor der Währungsunion) in
Ostdeutschland Personen unter anderem nach ihrer beruflichen Stellung und ihrem Einkommen befragt.1

Die repräsentative Stichprobe wurde im Laufe der Jahre verschiedentlich aufgestockt; im Jahre 2000
wurde sie nahezu verdoppelt und erreichte einen Umfang von über 24 000 Befragten. Damit sind auch
tiefer gegliederte Analysen für kleinere Gruppen – wie Beschäftigte in Fach- und Führungspositionen –
aussagekräftig.

Als abhängig Beschäftigte in höheren Positionen werden hier höhere Angestellte und Beamte bezeichnet,
die angaben, entweder Beamte im höheren Dienst (einschließlich Richter und Berufssoldaten) oder Ange-
stellte mit hoch qualifizierter Tätigkeit oder Leitungsfunktion zu sein. Dazu gehören alle Beamtinnen und
Beamten von der Besoldungsgruppe A13 an (d. h. auch Lehrerinnen und Lehrer an Gymnasien) sowie wis-
senschaftliche Angestellte, Ingenieurinnen und Ingenieure, Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter.
Weiterhin wurden den Beschäftigten in höheren Positionen Angestellte mit umfassenden Führungsauf-
gaben zugeordnet. Dies sind z. B. Direktorinnen und Direktoren, Geschäftsführerinnen und Geschäftsfüh-
rer oder auch Vorstände größerer Betriebe und Verbände.2

Für das Jahr 2003 wurden im SOEP insgesamt 1 620 abhängig Beschäftigte in Fach- und Führungsposi-
tionen (einschließlich Beamte im höheren Dienst) identifiziert; darunter befanden sich 24 weibliche und
123 männliche Angestellte mit umfassenden Führungsaufgaben.

Das DIW Berlin hatte bereits für das Jahr 2000 eine Analyse zur Struktur und Entlohnung von Personen in
Fach- und Führungspositionen vorgelegt.3 Die dort präsentierten Ergebnisse sind aufgrund von Korrektu-
ren in der Hochrechnung seit dem Jahr 2000 teilweise nur eingeschränkt mit jenen aus dem Jahr 2003
vergleichbar. Daher wurde die Entwicklung in den Führungspositionen in zentralen Bereichen mit aktua-
lisierten Hochrechnungsfaktoren aus dem Daten-Release 2003 neu berechnet.

1 Vgl. SOEP Group: The German Socio-Economic Panel (GSOEP) after
more than 15 years – Overview. In: Elke Holst, Dean R. Lillard and Tho-
mas A. DiPrete (Hrsg.): Proceedings of the 2000 Fourth International
Conference of German Socio-Economic Panel Study Users (GSOEP2000).
In: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Jg. 70, Nr. 1, 2001, S. 7–
14.
2 Arbeiter und Selbständige (einschl. mithelfender Familienangehöriger)
sowie Auszubildende und Praktikantinnen und Praktikanten bleiben

damit von der Analyse ausgeschlossen. Unter den Arbeitern befindet
sich nur eine sehr kleine Fallzahl von weiblichen Führungskräften (Meis-
terinnen, weibliche Poliere, Vorarbeiterinnen). Eine geschlechtsspezifi-
sche Auswertung dieser Gruppe ist daher nicht sinnvoll.
3 Vgl. Elke Holst: Zu wenig weibliche Führungskräfte unter den abhän-
gig Beschäftigten. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 48/2002,
S. 839–844.



Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 3/200554

unterschiedlichen Erhebung und der weiteren Ab-
grenzung nur eingeschränkt vergleichbar mit der
von der EU erfassten Gruppe der Managerinnen
und Manager.

Im Jahre 2003 befanden sich – hochgerechnet –
gut 3,8 Mill. Männer und knapp 1,7 Mill. Frauen
als Angestellte oder Beamte in Fach- und Füh-
rungspositionen, nicht ganz ein Viertel aller abhän-
gig Beschäftigten.16 Von ihnen war knapp ein Zehn-
tel mit umfassenden Führungsaufgaben betraut,
z. B. als Direktorinnen/Direktoren, Geschäftsführe-
rinnen/Geschäftsführer oder in Vorständen größerer
Betriebe und Verbände (Tabelle 3). Fast 1,2 Mill.
der Fach- und Führungskräfte übten eine Tätigkeit
im öffentlichen Dienst aus (hierzu gehören auch
Lehrerinnen und Lehrer an Gymnasien). Der Anteil
der Beamtinnen und Beamten insgesamt im höhe-
ren Dienst an allen Personen in höheren Positio-
nen lag bei einem Zehntel. Der Anteil der Frauen
an allen Fach- und Führungskräften betrug 31 %.

Im Vergleich zum Jahr 2000 hat sich der Anteil von
Frauen an den Fach- und Führungskräften kaum
verändert. Die in Tabelle 3 auf Basis gewichteter
Ergebnisse ausgewiesene leichte Verschiebung
zugunsten der Frauen ist auf die Ausweitung in
den hochqualifizierten Tätigkeiten, nicht aber bei
den umfassenden Führungsaufgaben, zurückzu-
führen.

Weitere Auswertungen zeigen, dass unter den er-
werbstätigen Frauen auch im Jahre 2003 der An-
teil von Fach- und Führungskräften niedriger war
als der unter den erwerbstätigen Männern (12 %
gegenüber 25 %). Im Jahre 2000 hatten diese Werte
noch 10 % und 21 % betragen. Der Anstieg des

Frauen in Führungspositionen – Massiver Nachholbedarf bei großen Unternehmen und Arbeitgeberverbänden

Männeranteils seit 2000 ist im Zusammenhang mit
dem generell stärkeren Beschäftigungsabbau bei
den Männern zu sehen, der vor allem zu Lasten
weniger qualifizierter Tätigkeiten ging. Unter den
weiblichen Befragten in höheren Positionen zeich-
net sich – wie bei der Beschäftigung insgesamt –
ein Anstieg der Teilzeitbeschäftigung ab (2003:
25 %, 2000: 21 %). Demgegenüber arbeiten fast
alle Männer in höheren Positionen nach wie vor in
Vollzeit (97 %).

Weibliche Fach- und Führungskräfte
häufiger unverheiratet und kinderlos

Das durchschnittliche Alter der höheren Angestell-
ten und Beamten lag im Jahre 2003 bei gut 43 Jah-
ren; Angestellte mit umfassenden Führungsaufga-
ben sind im Durchschnitt gut drei Jahre älter (Ta-
belle 4). Frauen in Fach- und Führungspositionen
sind insgesamt etwas jünger als die entsprechende
Gruppe bei den Männern. Nur gut jede vierte Frau
in einer höheren Position ist verheiratet, bei den
Männern hingegen sind es 70 %. Bei einem Drittel
aller Männer, aber nur bei reichlich einem Viertel
aller Frauen leben Kinder unter 16 Jahren im Haus-
halt. In Teilzeit beschäftigte Frauen arbeiten rund
29 Stunden pro Woche. In Vollzeit beschäftigte
Männer arbeiten nach eigenen Angaben im Durch-
schnitt 46 Stunden pro Woche, Frauen 40 Stun-
den.17

Tabelle 3

Entwicklung des Anteils von Frauen in Fach- und Führungspositionen 2000 bis 2003

Frauen Männer Insgesamt1 Frauenanteil1

Verände-
2003 2000 2003 rung 2000

bis 2003

Hochgerechnet in Mill. Struktur % Prozent-
in % punkte

Fach- und Führungskräfte insgesamt 1,7 3,8 5,5 100,0 28,6 30,6 2,0

Beamtinnen und Beamte im höheren Dienst 0,2 0,4 0,6 10,3 26,3 26,3 0,0
Angestellte
   Hochqualifizierte Tätigkeit 1,4 3,0 4,5 80,9 29,3 31,9 2,6
   Umfassende Führungsaufgaben 0,1 0,4 0,5 8,8 25,2 23,8 –1,4

   Öffentlicher Dienst 0,5 0,7 1,2 21,6 43,4 45,1 1,6
   Andere 1,0 2,6 3,5 64,0 24,2 27,0 2,8

1 Berechnung auf Basis der ungerundeten Originalwerte; Abweichungen
in den Summen rundungsbedingt.

Quellen: SOEP 2000, 2003; Stichproben A–F (Hochrechnungsfaktoren aus
dem SOEP-Release 2003); Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

16 Angestellte, Beamtinnen und Beamte sowie Arbeiter/-innen; ohne
Auszubildende und mithelfende Familienangehörige.
17 Vgl. auch Karl Brenke: Dauer der Arbeitszeiten in Deutschland. In:
Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 47/2004, S. 731–737.
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Sowohl Frauen als auch Männer in Fach- und Füh-
rungspositionen haben meist eine gute Ausbildung
(im Durchschnitt 15 Bildungsjahre); vier Fünftel
sind in ihrem erlernten Beruf tätig. Unter den jun-
gen vom SOEP erfassten Fach- und Führungskräf-
ten sind ebenso viele Frauen wie Männer; in der
Altersgruppe der 30- bis 44-Jährigen betrug der
Anteil von Frauen nur noch ein Drittel. Bei den
45- bis 59-Jährigen lag er mit 28 % sogar darunter.
Über dieses Alter hinaus waren in der Stichprobe
kaum mehr Frauen anzutreffen.

Der hohe Anteil von Frauen unter den Jüngeren
könnte dafür sprechen, dass in Zukunft generell
mehr Frauen unter den Fach- und Führungskräf-
ten zu finden sind; indessen sind die geringeren
Anteile bei den Älteren auch Ausdruck der nach
wie vor bestehenden traditionellen Arbeitsteilung
im Haushalt, die vor allem für Frauen in der Famili-
enphase zum Tragen kommt. In den Lebensjahren,
in denen die Karrieren begründet werden, werden
gewöhnlich auch die Kinder geboren. In dieser be-
treuungsintensiven Familiengründungsphase sind
Frauen meist verantwortlich für die Haus- und Fa-
milienarbeit, während Väter eher die Rolle des Fa-
milienernährers intensivieren – auch um den etwai-
gen Einkommensverlust durch die Aufgabe oder
Reduktion der Erwerbsarbeit der Frau zu kompen-
sieren. Diese frühe Weichenstellung kann später
kaum mehr aufgeholt werden.

Die meisten höheren Angestellten und Beamten
waren schon länger – nämlich durchschnittlich 11,4
Jahre – in ihrem Unternehmen beschäftigt. Wie
die Analyse der absoluten Top-Positionen zeigt,
sind Karrieren in Großunternehmen für Frauen be-
sonders schwierig. Nur ein Viertel der Frauen, aber
ein Drittel der Männer sind hier in einer höheren
Position beschäftigt. In Betrieben mit weniger als
200 Beschäftigten sind 56 % der weiblichen Fach-
und Führungskräfte tätig (und 43 % der Männer).
Die besten Chancen für Frauen bietet der öffentli-
che Dienst; von den Frauen in Führungspositionen
sind hier 42 % beschäftigt, von den Männern nur
29 %. Im produzierenden Gewerbe sind dagegen
nur knapp ein Fünftel der Frauen, aber mehr als
ein Drittel der Männer in höheren Positionen tätig.

Fazit

Frauen sind in Deutschland nach wie vor in den
höchsten Entscheidungspositionen – insbesondere
in der Wirtschaft – stark unterrepräsentiert, teil-
weise liegt ihr Anteil – wie in den Vorständen der
87 größten Unternehmen der Old Economy insge-
samt – bei nur einem Prozent. Alle untersuchten
Gruppen, vor allem aber Unternehmen und Arbeit-
geberverbände, haben einen erheblichen Nachhol-

bedarf bei der Integration von Frauen in die Füh-
rungsgremien. Auch in der wesentlich breiter defi-
nierten Kategorie der Fach- und Führungspositio-
nen liegt der Anteil von Frauen noch nicht einmal
bei einem Drittel.

In der mit der Bundesregierung vereinbarten
Selbstverpflichtung der deutschen Wirtschaft zur
Förderung der Chancengleichheit von Frauen und

Tabelle 4

Soziodemographische Struktur von Beamtinnen und Beamten sowie
von Angestellten in Fach- und Führungspositionen 2003

Insgesamt Frauen Männer

Fallzahlen

Fach- und Führungskräfte insgesamt 1 620 487 1 133
   Hochqualifiziert 1 473 463 1 010
   Umfassend führend 147 24 123

In %

Fach- und Führungskräfte insgesamt 100,0 30,6 69,4
   Hochqualifiziert 100,0 31,3 68,7
   Umfassend führend 100,0 23,8 76,2

Region
   Westdeutschland 100,0 28,6 71,4
   Ostdeutschland 100,0 41,9 58,1

Verheiratet 62,2 44,1 70,2
Kind(er) (unter 16 Jahren) im Haushalt 33,4 27,4 36,1

Altersgruppe
   Bis 29 Jahre 100,0 49,6 50,4
   30 bis 44 Jahre 100,0 32,1 67,9
   45 bis 59 Jahre 100,0 28,1 71,9

In Jahren

Alter
Durchschnitt insgesamt 43,4 41,1 44,4
   Hochqualifiziert 43,0 41,0 44,0
   Umfassend führend 46,7 42,7 48,0

Bildung 15,3 15,4 15,2

Unternehmenszugehörigkeit 11,4 12,1 9,8

In Stunden

Tatsächliche Arbeitszeit 44,0 40,1 45,7
   Vollzeitbeschäftigte 46,0 44,4 46,5
   Teilzeitbeschäftigte 28,3 28,8 26,7

In %

Beschäftigungsumfang
   Vollzeit 90,2 75,5 96,6
   Teilzeit 9,8 24,5 3,4
Überstunden geleistet 68,2 60,9 71,4

Im erlernten Beruf tätig 80,0 78,4 83,6

Unternehmensgröße
   Bis unter 20 Beschäftigte 16,4 20,7 14,5
   20 bis unter 200 Beschäftigte 30,4 35,0 28,4
   200 bis unter 2000 Beschäftigte 22,6 18,5 24,5
   2 000 und mehr Beschäftigte 30,6 25,9 32,7

Öffentlicher Dienst 31,5 41,5 29,1
Beamtinnen und Beamte 10,3 8,9 11,0

Wirtschaftsbereich 99,6 99,8 99,4
   Produzierendes Gewerbe 29,4 18,6 34,2
   Handel, Gastgewerbe, Verkehr 12,8 15,7 11,4
   Sonstige Dienstleistungen 57,4 65,5 53,8

Quellen: SOEP; Stichproben A–F; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
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Frauen in Führungspositionen – Massiver Nachholbedarf bei großen Unternehmen und Arbeitgeberverbänden

Männern in der Privatwirtschaft aus dem Jahr 2001
wurde niedergelegt, dass deren Umsetzung alle
zwei Jahre (erstmals 2003) zu bilanzieren ist. Die
vorgelegten Ergebnisse zeigen, dass noch erhebli-
che Anstrengungen für eine grundlegende Verbes-
serung der Situation notwendig sind.

Wenn Frauen Karriere machen wollen, müssen sie
sich den von den Männern bestimmten Normen
im Wirtschaftsleben anpassen. Dies gilt umso mehr,
wenn Spitzenpositionen erreicht werden sollen.
Auf dem Karrierepfad haben Frauen, die eine be-
treuungsintensive Familiengründungsphase ver-
meiden, Vorteile gegenüber Müttern insbesondere
jüngerer Kinder. Wie die Untersuchungen gezeigt
haben, sind Frauen in höheren Positionen tatsäch-
lich weniger häufig verheiratet als Männer, und es
befinden sich auch seltener Kinder im Haushalt –
obwohl diese Frauen mit 41 Jahren im Durch-
schnitt über drei Jahre jünger sind als Männer in
den entsprechenden Tätigkeiten.

Es wird heute nicht mehr bestritten, dass es nötig
ist, Kinderbetreuung bereitzustellen. Dies ist ge-
nauso unverzichtbar wie ein Umdenken, was die
Aufgabenteilung im privaten Haushalt betrifft.
Zur Verbesserung der Situation müssen die Betrie-
be Bedingungen schaffen, unter denen Arbeit und
Familie vereinbar sind.18 Eine solche Strategie ist
auch im Sinn der Unternehmen, die mit der Siche-
rung von qualifizierten Arbeitskräften eine eigene
Daseinsvorsorge treffen.

18 Betriebsvereinbarungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf
dürften dabei nützlich sein. Solche Programme gibt es bislang jedoch
kaum. So hatten nur 8 % aller Betriebe Betriebsvereinbarungen zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. Vgl. Christina Klenner: WSI-Betriebs-
rätebefragung 2003 zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, zur Chan-
cengleichheit und zur Beschäftigungssicherung. Erste Ergebnisse (www.
towards-power.de/dl/wsi-befragung.pdf); sowie Renate Schmidt und
Gert G.  Wagner: Der politische Gastkommentar – Mehr Rücksichtnahme
auf Kinder. In: Handelsblatt vom 15. Juli 2004, S. 7.

Erratum
Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 52/2004, Abbildung 3, S. 808

Abbildung 3

Entwicklung der Exporte und Importe
Chinas 1993 bis 2003

Quellen: IMF, Direction of Trade Statistics,
CD-ROM, Dezember 2004; Berechnungen
des DIW Berlin. DIW Berlin 2004
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Das DIW-Konjunkturbarometer

Stand: 12. Januar 2005

Leichte Beschleunigung zum Jahresende

Nach ersten vorläufigen Berechnungen kam es im Jahresendquartal zu einer
leichten Beschleunigung bei der gesamtwirtschaftlichen Produktion. Ge-
genüber dem dritten Quartal betrug das Wachstum 0,4 % (Dezember-Ergeb-
nis: 0,5 %); gegenüber dem Vorjahr entspricht  dies einem Wachstum von
2,2 %. Hauptsächlichen Anteil daran hatten die Dienstleistungsbereiche.
Nach einem Minus im Vorquartal expandierten sie nunmehr spürbar. Auch die
Beschäftigung war hier aufwärts gerichtet, am stärksten bei den geringfü-
gigen Beschäftigungsverhältnissen. Auch im Handel kam es zu einer Leis-
tungssteigerung. Deutlich mehr Umsatz wurde dabei im Großhandel erzielt.
Im produzierenden Gewerbe stagnierte die Leistung. Für 2004 insgesamt
errechnet sich damit ein Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts von
1,7 %.

Das DIW Berlin präsentiert monatlich das DIW-Konjunkturbarometer als
einen Indikator für die aktuelle Konjunkturtendenz in Deutschland. Es zeigt
die Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts für das abgelaufene
bzw. laufende Quartal und stellt damit die gesamtwirtschaftliche Entwicklung
dar. Die Berechnung des DIW-Konjunkturbarometers basiert auf monatlichen
Indikatoren, die – abhängig vom Zeitpunkt der Berechnungen – mehr oder
weniger Schätzelemente enthält. Dem hier vorgestellten Konjunkturbaro-
meter liegen für die Mehrzahl der verwendeten Indikatoren offizielle Werte
des Statistischen Bundesamtes zugrunde.

Das DIW-Konjunkturbarometer wird regelmäßig auch auf der Homepage des
DIW Berlin veröffentlicht (www. diw.de/produkte/konjunkturbarometer).

 Das DIW-Konjunkturbarometer

DIW Berlin 2005
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